
Elisabeth Rotten : Wir wünschen auch eine Politik vom Kinde aus!   

“….. Wir wünschen ja mehr als bloß “Erziehung vom Kinde aus”; besser gesagt: “Neue” Er-

ziehung, Erziehung vom Kinde aus bleibt nicht stehen, darf nicht stehen bleiben beim Kinde 

selbst, bleibt nicht bei der Schule, bleibt aber auch nicht bei einer Gesellschaftsordnung ste-

hen, die sich als kindes-, das heißt wachstumsfeindlich für die meisten erkannt hat. Lassen Sie 

es mich klar und frei sagen: Wir, als “neue” Erzieher wünschen oder müssen wünschen, dass 

die Umwelt bewusst gestaltet, die Gesellschaft erneuert werde unter dem Aspekt, dass unsre 

Kinder in ihr wachsen und zu Menschen werden können. Wir fordern – sehnsuchtsvolle Hun-

gerleider nach dem Unerreichlichen – eine Politik vom Kinde aus, nämlich Basis und Aufbau 

des öffentlichen Gemeinschaftslebens durch die dafür verantwortlichen Männer und Frau-

en...“                       

Die Schweizerin E.R. -  eine der Gründerinnen der New Education Fellowship (NEF) - in 

einem Brief  vom  9.12. 1927 -  im Jahre der Konferenz von Locarno [s.a.  KL 15, S. 18 ff.]  

 

 

Werner G. Mayer / Hartmut Draeger 

Für die Weiterentwicklung unseres 

Schulsystems im europäischen Kontext 
 

Folgende Überlegungen stammen aus einem Strategiepapier des bekannten ehemali-

gen Ltd. Regierungsschuldirektors im Regierungspräsidium Köln Werner G. Mayer 

vom September 2003, das er als „Diskussionsbeitrag zur Reform des Schulsystems in 

NRW“ dem Ministerium für Schule, Jugend und Kinder des Landes Nordrhein-

Westfalen zugeleitet hat. Es soll auch Anregung für das gesamte deutsche Schulsys-

tem sein. Das Papier wird hier von Hartmut Draeger für KINDERLEBEN zusammenge-

fasst und an einigen Stellen ergänzt. Der erste Abschnitt und der Schluss ist von 

Hartmut Draeger hinzugefügt. Wer das ganze 30 Seiten umfassende Papier nachle-

sen möchte, wende sich an den Autor (s. Autorenverzeichnis in den Gelben Seiten)! 

 

Zum Wirken Werner G. 

Mayers 

 

In den Jahrzehnten seines be-

ruflichen Wirkens und auch 

noch danach  brachte Werner 

G. Mayer eine Reihe wichtiger 

reformpädagogischer Impulse 

in die NRW-Schule ein. Dabei 

schaute er über die Landes-

grenzen und erkannte, was sich 

an Vorbildlichem und Nach-

strebenswertem bei den euro-

päischen Nachbarn, nicht zu-

letzt in den Niederlanden und 

Belgien,  entwickelt hatte. So 

stiftete er bereits 1979/80  - als 

aktuelle Form der Lehrerfortbil-

dung unter dem Motto „Lernen 

durch Besuchen“  - Kontakte zu 

niederländischen Jenaplan-

Schulen.

1

 1993/94 veröffent-

lichte er  das umfassende und 

nach wie vor sehr aktuelle Buch 

über den Sachunterricht, in 

dem er – erkenntnistheoretisch 

und entwicklungspsychologisch 

fundiert - einen neuen „mehr-

perspektivischen Sachunter-

richt“ , genauer:  einen fächer-

übergreifenden, epochalen und 

umweltbezogenen Projektunter-

richt begründet. Diesen entfal-

                                                 

1 Siehe Martin Emundts, Die Ge-

sellschaft für Jenaplan-Pädagogik 

e.V., in: Inge Hansen-

Schaberg/Bruno Schonig (Hg.), 

Jenaplan-Pädagogik (= Reform-

pädagogische Schulkonzepte Bd.3), 

S. 260-272, hier S. 265] 

tet er für die Unterrichtspraxis 

nach allen Seiten und konkreti-

siert ihn mittels zahlreicher 

Beispiele.

2

 Dieser von ihm 

nach der Terminologie des  

(niederländischen) Jenaplans 

als  Lernbereich „Weltorientie-

rung“ bezeichnete erneuerte 

Sachunterricht

3

 soll der  Kern-

unterricht für eine europäische 

Schule der Zukunft werden.  

Während seiner beruflichen 

Tätigkeit (bis 1991) war er au-

                                                 

2 Werner G. Mayer, Der Sachunter-

richt. Teil I: Anthropologie und Pä-

dagogik, Agentur Dieck Heinsberg 

1993. Teil II: Unterricht und Erzie-

hung 1994. Teil III: Informationen 

und Reflexionen 

3 siehe Bd. II, S.213 
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ßerdem nebenamtlich mit der 

Planung der „Richtlinien und 

Lehrpläne der Grundschulen“ 

beschäftigt, so dass er da man-

che Grundlagen aus der Jena-

plan-Pädagogik und aus ande-

ren reformpädagogischen Rich-

tungen „in der Sprache unserer 

Zeit“ einbringen konnte. Die 

Ergebnisse der systematischen 

Kooperation mit reformpädago-

gisch orientierten Schulen in 

den Niederlanden und Belgien 

fanden schließlich ihren Nie-

derschlag in den „überarbeite-

ten“ Richtlinien und Lehrplänen 

für Grundschulen 1985 in 

NRW. Es dürfte auch den re-

formpädagogischen Vorstellun-

gen von Werner G. Mayer ent-

sprechen, dass  auch noch die 

Ausbildungsordnung Grund-

schule (AOGS) aus dem Jahre 

1997 den NRW-Grundschulen 

die Aufgabe einer eigenen Er-

stellung  von Schulprogrammen 

für ihre Schulen obligatorisch 

macht. 

 

Die Nachkriegssituation 

 

Vom Kriegsende bis hin zum 

Jahre 1968 herrschte in NRW 

eine „standespolitisch“- orien-

tierte Schulorganisation, - ein 

„vertikales“ Schulsystem (s. 

Abbildung 1)! 

Erst 1968 wurde die 8-jährige 

Volksschule durch die SPD-

Regierung aufgelöst und zum 

einenTeil in eine eigenständige 

„Grundschule“ mit eigenen 

Gebäuden, eigenen Lehrern  

und einer eigenen Schulauf-

sicht (Primarstufe mit Klasse 1 

bis 4) überführt. Mit dieser 

„Schule der Kindheit“ wurde die 

Basis für eine neue „entwick-

lungsstufen-orientierte“ „hori-

zontale“ Schulstruktur gelegt 

(s.u. Abb. “Disk.vorschlag“). Ein 

„staatliches“, für alle Kinder  

verbindliches Schulsystem 

kann heute erst recht nicht 

mehr „standespolitisch“ (verti-

kal), sondern nur entwicklungs-

phasen-orientiert (horizontal) 

organisiert werden. Gerade 

auch Ergebnisse der Entwick-

lungspsychologie  („Entwick-

lungsphase der Kindheit“) und 

erziehungswissenschaftlich-

philosophische moderne Er-

kenntnistheorien (z.B. von Karl 

R. Popper)

4

 können zur Be-

gründung und Gestaltung eines 

selbständigen, neuen „erzie-

henden Unterrichts“ herange-

zogen werden. 

 

Für eine 6-jährige Pri-

marschule auch in 

Deutschland 

 

Aus der  Wahrnehmung einer 

individuell unterschiedlich ein-

setzenden und dauernden 

Phase des Übergangs der Kin-

der von der Kindheit zur Pu-

beszenz (die sich außerdem in 

den letzten Jahrzehnten bei 

allen Kindern  deutlich vor-

verschoben hat), nämlich der 

„Vorpubeszenz“ zwischen dem 

9. und 12. Lebensjahr, ergab 

sich für die EU-Staaten die 

schulorganisatorische Konse-

quenz, diese Altersstufe für alle 

Kinder als „Orientierungsphase“ 

der Primarschule zuzuordnen. 

                                                 

4 Zu diesen theoretischen Grundla-

gen s. Mayer, a.a.O., Bd. I, S.30 ff. ! 

Letztere umfasst also die Klas-

sen 1-6. Wenn das deutsche 

Schulsystem den Anschluss an 

Europa nicht verpassen will, 

muss auch in der BRD ein neu-

es Primarstufensystem mit den 

Jahrgängen 1-6 (dazu noch 

Vorklassen) mit standortabhän-

gig unterschiedlichen Klassen-

kombinationen eingeführt wer-

den.  

Dabei sollte im Interesse aller 

Kinder, unabhängig von Partei-

enstreit, von Standespolitik 

(Erhaltung eines 9-jährigen 

Gymnasiums) und angstbesetz-

ten Elternstrategien (der Trend 

zum „gehobenen“ Schulab-

schluss der eigenen Kinder 

durch frühe Absonderung von 

einer gemeinsamen Schule für 

alle) die rationale und in Europa 

überall gültige Entscheidung für 

eine 6-jährige Primarschule 

auch in Deutschland fallen. 

In den Klassen 5 und 6 der 

neuen sechsjährigen Grund-

schule sollten nach dem Muster 

der Primarschule der EU-Studie 

für die „Kurs“-Fächer  Deutsch, 

Englisch und Mathematik je-

weils zeitlich parallel „Leis-

tungskurse“ und „Arbeitskurse“ 

eingerichtet werden. Die „Leis-
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tungskurse“ könnten von Leh-

rern aus den Gymnasien 

durchgeführt werden, die stun-

denweise in den neuen Grund-

schulen abgeordnet sind, die 

„Arbeitskurse“ würden dann 

von Primarschullehrern unter-

richtet. Die Kurse sind je nach 

Leistungsveränderung der 

Schüler „durchlässig“. Die Leh-

rer der „Leistungsgruppen“ 

arbeiten als „Verbindungslehrer 

zwischen der Primarschule und 

der „weiterführenden Schule“ 

der Sekundarstufe I, sodass die 

Primarschulen und die Schulen 

der Sekundarstufe I in pädago-

gischer Verschränkung das 

ganze Schuljahr über „koope-

rieren“. 

Jede Grundschule in Deutsch-

land sollte – ebenso wie zum 

Beispiel die Schulen in Belgien 

und in den Niederlanden -  über 

„Vorklassen“ verfügen. So nur ist 

frühe Förderung des Sozial-, 

Arbeits- und Leistungsverhaltens 

(aller 4-6-jährigen Kinder) im 

Rahmen einer Schule und eines 

Kollegiums und damit kontinuier-

liche Kooperation aller Erzieher 

bzw. Lehrer sowie  Chancen-

gleichheit für die Kinder aus allen 

Schichten gegeben. Diese Vor-

klassen stellen auch eine indivi-

duell unterschiedlich handhabba-

re flexible Eingangsstufe der 

Kleinen in die 1./2. Klasse dar. 

 

Für altersgemischte 

Lerngruppen 

 

Reformpädagogische Schulen 

(Jenaplan, Montessori, Freinet) 

sind in der Stadt (und zum Teil 

im Regierungsbezirk) Köln nicht 

mehr in sogenannten Jahr-

gangsklassen organisiert, son-

dern z.T. seit Jahrzehnten in 

altersgemischten „Lerngrup-

pen“ (1/2; 3/4; - 5/6; 7/8; 9/10) 

erprobt. Dasselbe gilt für die 

Laborschule Bielefeld

5

. Die 

Möglichkeit der Schulorganisa-

                                                 

5 s. Susanne Thurn / Klaus-Jürgen 

Tillmann (Hg.), Unsere Schule ist 

ein Haus des Lernens. Das Beispiel 

Laborschule Bielefeld 1997, S. 145 

ff.] 

tion in jahrgangsübergreifenden 

Lerngruppen für die NRW-

Schule  ist schon seit 1997 

durch die Ausbildungsordnung 

Grundschule (AOGS) gegeben. 

 

Kinder und Jugendliche entwi-

ckeln sich nicht nach staatlich 

festgelegten Jahresterminen, 

sondern nach ihren individuel-

len Entwicklungsschüben, die 

auch noch je nach Stärken und 

Schwächen beim einzelnen 

Kind unterschiedlich verlaufen. 

„Kombiklassen“ (im Jenaplan: 

„Stammgruppen“; Engländer 

und Amerikaner nennen diese 

Organisationsform mit dem 

familiensoziologisch interessan-

ten Begriff „family-grouping“) 

haben zur Individualisierung 

mehr Möglichkeiten als die 

überholten Jahrgangsklassen 

mit dem Gleichschritt des Fron-

talunterrichts. Am Beispiel: 

Arbeitet ein Kind im Kurs Ma-

thematik erfolgreich und 

schneller, so arbeitet es im 

Kurs Mathematik in der Kinder-

gruppe der jeweils „höheren“ 

Gruppe mit: Es wird nicht durch 

einen Klassen-Frontalunterricht 

aufgehalten! Ältere Kinder mit 

Defiziten arbeiten zeitweise in 

der jüngeren Arbeitsgruppe mit, 

so dass jede Diskriminierung 

unterbleiben  kann und die 

Lernlust nicht verloren geht. 

In dieser Organisationsform 

entfällt das überholte „Sitzen-

bleiben“. Ebenso kann in Kom-

biklassen das entwicklungspsy-

chologisch fragwürdige Unter-

nehmen des sogenannten 

„Klassenspringens“ für soge-

nannte „begabte“ Kinder unter-

bleiben. An die Stelle des fron-

talen Klassenunterrichts, der 

noch militärische Denkweise 

widerspiegelt, treten individuali-

sierende Unterrichtsformen und 

Arbeitsmethoden (mit Lernpro-

grammen, Arbeitskarteien, 

Computertraining in Einzel-, 

Partner-, Gruppenarbeit zur 

Einübung von Arbeitsformen) 

für eine moderne Arbeitswelt.

6

  

                                                 

6 Zu den lernpsychologischen 

Gründen und pädagogischen Vor-

Für fächerübergreifen-

des Lernen 

 

In der Kommission, in der 

„Richtlinien und Lehrpläne für 

die neue (NRW-)Grundschule“ 

– auch im System-Wettlauf mit 

der DDR - diskutiert und entwi-

ckelt werden sollten, prallten 

die Ansichten der verschiede-

nen beteiligten Disziplinen auf-

einander. Im Richtlinienteil 

setzten sich die Pädagogen mit 

ihrer ganzheitlichen Sicht des 

Kindes und der Forderung einer 

ganzheitlichen „Weltorientie-

rung“ 6-10-jähriger Kinder 

durch. In den Einzellehrplänen 

hingegen dominierte das aus 

den Wissenschaften abgeleite-

te, „einfache“ Fachwissen. Aber 

dieses isolierte Wissen ent-

puppte sich öfter als schwer 

vermittelbar: Die neue Mengen-

lehre in „Mathematik“ wurde 

weder von den Schülern noch 

von den Grundschullehrern 

angenommen, auch nicht  eine 

formalistisch betriebene 

Sprachlehre. Erst 1985 wurde 

in den „überarbeiteten“ Richtli-

nien die für die für diese Alter-

stufe besonders wichtige „Ver-

schränkung“ von „Sach- und 

Sprachunterricht“ betont. Bei 

den Lehrern festigten sich jetzt 

übereinstimmend die prakti-

schen Erfahrungen, dass Kin-

der „ihre Welt“ nicht durch die 

„Brille der Wissenschaft“, also 

durch Fächer, sondern in kom-

plexen Ausschnitten aus ihrer 

jeweiligen komplexen „Lebens-

wirklichkeit“ gewinnen. Nach 

Popper vollzieht sich die Er-

                                                 

teilen jahrgangsübergreifender 

Lerngruppen nach dem Jenaplan 

siehe Ad  W. Boes, Jahrgangsüber-

greifende Lerngruppen. Paradigma 

für eine Schule der Zukunft. In: 

www.gew-berlin.de/ 

documents_public/ 

030224_AdBoesReferat.PDF 

und Kees Both, Jenaplan 21  - 

Schulentwicklung als pädagogische 

Konzeptentwicklung, Schneider 

Verlag Hohengehren, Baltmanns-

weiler 2001, S.134.   
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kenntnisfähigkeit des menschli-

chen Gehirns nicht durch Addi-

tion von Fachwissen, sondern 

in erlebnisorientierten „Sinnpro-

vinzen“. Diese Einsichten führ-

ten in der Praxis zu fächer-

übergreifenden, projektartigen 

Lernaktivitäten mit mehrper-

spektivischen Bildungseinhei-

ten, wie sie im Jenaplan als 

„Weltorientierung“ bekannt 

sind.

7

 Aus den skizzierten lern-

theoretischen Einsichten ergibt 

sich eine ganze Bildungstheorie 

der Grundschule, wie sie im 

nebenstehenden Schaubild  

dargestellt ist, in dem anthropo-

logische Theorien Lernberei-

chen und Fächern bzw. konkre-

ten Lebensbereichen des Kin-

des (nach den NRW-Richtlinien 

von 1985) zugeordnet sind. 

Die praktische Aufgabe der 

Grundschule ist eine altersge-

mäße „Weltorientierung“ für die 

Kinder dieser Altersstufe in 

                                                 

7 s.a. Ad Boes / Kees Both, Kern 

und Kurs im Jenaplan. Zehn The-

sen. In: KINDERLEBEN 14, S.11-17 

 

komplexen „Ausschnitten aus 

der Lebenswirklichkeit“ dieser 

Kinder in dieser „Schulumwelt“ 

der jeweiligen Schule. 

Unterrichtsplanung und Durch-

führung in der Grundschule 

könnte dann beispielsweise so 

aussehen : 

Die mehrperspektivische Bil-

dungseinheit „Unsere Straße“ 

(aus der unmittelbaren Umge-

bung der Schule!)  wird mit 

folgenden Unterrichtsschritten 

„erarbeitet“: 

 

1. Vorplanung und Unterrichts-

gang, an Gruppen verteilte   

Arbeitsaufträge (Beobachtun-

gen), 

2. Kreisgespräch in der Schule: 

„Was wir gesehen und beo-

bachtet haben.“ (Diskussion!) 

3. Lehrer verarbeitet das Ge-

sprächsergebnis in Din A4-

Arbeitsblättern für Einzel- , 

Partner- und Gruppenarbeit. 

4. Einzel- oder Partnerarbeit. 

5. Kreisgespräche, „Auswer-

tung“ der Arbeitsblätter. 

6. Textarbeit  

7. Abheftung in persönlichen 

Sammelmappen (Regale, 

Schulfächer) der Kinder. Be-

gleitet von Sachaufgaben aus 

dem Erlebnisfeld „Verkehr“, 

Erlebnisberichte (mündlich 

und schriftlich). 

8. Musik: Verkehrsgeräusche, 

„Verkehrslieder“ für Kinder; 

Religion: Achte Leben und 

Gesundheit im Verkehr („Un-

fälle“) !      Auch: der „ Weg“ 

als existenzielles und religiö-

ses Symbol. Kunst/Gestaltung 

in Schülerarbeiten. Mathema-

tik: Sachaufgaben, Schaubil-

der, Statistik. Sport: Wir fah-

ren mit dem Rad (mit Gleich-

gewichtsübungen, Fahrübun-

gen). 

 

Für zeitgemäße Arbeits-

formen 

 

Arbeitsformen und Unterrichts-

verfahren müssen den entwick-

lungsspezifischen  Besonder-

heiten der Entwicklungsphasen 

entsprechen. Die Primarschule 

als „Schule der Kindheit“ ver-

folgt didaktisch und methodisch 

eine erlebnisbetonte „Weltori-

entierung“ aus ihrer konkreten 

Lebenswirklichkeit als „Umwelt-

Schule“; sie vermittelt und trai-

niert u.a. dazu die erforderli-

chen Kulturtechniken: Wahr-

nehmen, Versprachlichen, 

Denken mit Hilfe des Lesens, 

Schreibens, Rechnens, Disku-

tierenkönnens (Kreisgesprä-

che).  
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In den vergangenen 30-40 Jah-

ren hat sich die kindgemäße Art 

der „freien Arbeit“ in den re-

formpädagogisch orientierten 

Schulen in Deutschland, Bel-

gien, Frankreich, den Nieder-

landen bewährt, obwohl etwa in 

NRW dafür „von Amts wegen“ 

keine Unterrichtszeit vorgese-

hen war. Für die „freie Arbeit“ 

müssen die Schulen über ge-

nug Zeit, aber auch über aus-

reichende Arbeitsmittel (Wör-

terbücher, PC, Regale etc.) 

verfügen. Die Lehrer überneh-

men hier die neue Rolle als 

„Auswahlhilfe“, Berater und 

Begleiter, sie führen Beobach-

tungsbogen, um die Bega-

bungsschwerpunkte ihrer Schü-

ler festzustellen. 

 

Für echte Ganztags-

schulen 

 

Die „Antwort“ auf die soziale 

und berufliche Situation vieler 

Familien bzw. Alleinerziehen-

den ist in den europäischen 

Ländern das obligatorische 

„Ganztagsschulsystem“. Die 

beabsichtigten „Halbtagsunter-

richtsschulen mit Nachmittags-

betreuung“, die zur Zeit in eini-

gen Großstädten des Landes 

NRW „diskutiert“ werden, las-

sen sich aber mit jenen Ganz-

tagsschulen pädagogisch nicht 

vergleichen. Die Niederlande 

bieten z.B. allen Grundschul-

kindern eine moderne Ganz-

tagsschule von 35 bis 40 Wo-

chen-Zeitstunden, und zwar mit 

einer Pädagogik, die dem na-

türlichen Tagesrhythmus des 

Kindes entspricht! Die breite 

Durchsetzung von echten 

Ganztagsschulen wäre auch 

notwendig, um ausreichend 

Zeit für die „freie Arbeit“ zur 

Verfügung zu haben. 

 

Aktive Elternmitarbeit 

organisieren (lernen) 

 

Die seit 1997 in der AOGS 

geforderte aktive Mitarbeit „ge-

eigneter Eltern“ mit ihren inte-

ressanten Berufen und anderen 

Fähigkeiten zur weiteren Ent-

wicklung einer „demokrati-

schen Lebensgemein-

schaftsschule“ und zur Berei-

cherung  des schulischen Bil-

dungsprozesses sollte von 

entsprechend ausgebildeten 

Lehrern organisiert werden. 

Die dazu erforderlichen Kennt-

nisse sollten  bei der Leh-

rerausbildung an den Universi-

täten durch einschlägige Ange-

bote im kommunikationspsy-

chologischen oder schulpäda-

gogischen Bereich zu erwerben 

sein. 

Die Elternschaft der Grund-

schule muss die gleichen Wahl-

freiheiten bekommen, wie die 

der Oberschule. Die unter-

schiedlichen Schulprogramme 

heute erfordern die Aufhebung 

der administrativ festgelegten 

Einschulungsbereiche, um eine 

wünschenswerte pädagogische 

Konkurrenz der staatlichen 

Grundschulen zu ermöglichen. 

Dies wäre die Alternative zur 

Wahl von Privatschulen. 

 

 

 

Für eine neue Gesamt-

schule 

 

Die „Hauptschule“, die mit 

großem bildungspolitischen 

Enthusiasmus und pädagogi-

schen Elan der Lehrerschaft, 

zunächst mit den Klassen 5 bis 

8, als eigenständige Schulform 

der Sekundarstufe I  durch die 

Initiative des Kultusministers 

Holthoff (SPD) 1968 begann, ist 

inzwischen zu einer pädagogi-

schen Restschule verkümmert! 

Die „Aufstockung“ der früheren 

„Oberstufe der Volksschule“ als 

neue, „berufsweltorientierte“ 

Schulform der Sekundarstufe I  

löste nicht die Aufgabe, „Chan-

cengleichheit“ und „Chancen-

gerechtigkeit“ für alle Bevölke-

rungsschichten zu gewährleis-

ten. Bevölkerungspolitische 

Gründe (die unerwartete Zahl 

ausländischer Schülern) und 

bildungspolitische  Gründe (der 

Rückstrom von tausenden 

„Versagern“ aus den Klassen 5 

und 6 der neu eingerichteten 

„Orientierungsstufe“ in Gymna-

sien und Realschulen) entpupp-

ten sich als Kardinalfehler  der 

Bildungspolitik in NRW. So sind 

die Klassen 7 bis 10 der 
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„Hauptschulen“ zum „Hinterhof“ 

des deutschen Schulsystems 

degeneriert. 

Bei genauerer Betrachtung des 

Schaubildes ist leicht zu erken-

nen, dass nur die ersten vier 

Klassen der Grundschule „hori-

zontal“ nach einer Entwick-

lungsstufe eingerichtet sind, der 

ganze Rest des Schulsystems 

ist noch immer vertikal gedacht 

und organisiert. Dieser „Sys-

tembruch“ macht der heutigen 

deutschen Schule besonders 

zu schaffen. 

Ein entwicklungstufen-

orientiertes Schulsystem auf 

der Grundlage der entwick-

lungspsychologischen Erkennt-

nisse über die „Pubeszenz“ und 

„Adoleszenz“ sollte auch in der 

Sekundarstufe I (Hauptschule, 

Realschule, Gymnasium) ohne 

Zeitverlust durchgesetzt wer-

den. Die seit Gründung der 

Bundesrepublik auf dieser 

Schulstufe unverändert fortbe-

stehende standespolitische 

Struktur ist – auch mit Blick auf 

die europäischen Nachbarn, die 

werdende Netzwerkgesell-

schaft

8

 sowie den veränderten 

Entwicklungsrhythmus  unserer 

Fernseh-, Computer und Han-

dy-Generation – völlig überlebt 

und endlich ganz aufzulösen. 

Die NRW-Schulreformen (und 

alle anderen Teilreformen in 

den deutschen Bundeslän-

dern!) müssen also auf die 

Sekundarstufe ausgedehnt und 

noch vertieft werden.  

Wie wichtig gerade diese Frage 

für den sozialen Charakter und  

für die Chancengleichheit im 

Bildungswesen ist, wurde ja 

einmal mehr in der PISA-Studie 

(2001) deutlich: Die nordischen 

Länder mit ihrer langen ge-

meinsamen Beschulung von 

Kindern unterschiedlicher Be-

gabungen , das heißt mit ihren 

gesamtschulähnlichen Schul-

systemen  (englisch compre-

hensive school) gehören zur 

Leistungsspitzengruppe!

9

  

                                                 

8 s. Fritjof Capra, Verborgene 

Zusammenhänge – Vernetzt den-

ken und handeln in Wirtschaft, 

Politik, Wissenschaft und Gesell-

schaft, Bern-München-Wien 2002 

9 Vergl. auch Ceciel Verheij, Schu-

le als begeisterndes Experiment. 

Bifrost: eine dänische Reformschu-

Man kann auch sagen: Gerade 

der soziale Charakter dieser 

Schulen fördert  höhere Leis-

tungen. Die bildungspolitischen 

Fachleute der deutschen Par-

teien müssen sich hier fragen, 

ob sie das staatliche Schulsys-

tem nur als „Speditionsgesell-

schaft zum bloßen Transport 

von Nutz- und Brauchwissen“ 

benutzen wollen, oder als pä-

dagogische Einrichtung, die 

sich auch um die optimale Ent-

wicklung der kindlichen und 

jugendlichen Persönlichkeit 

müht. Unabhängig von dem 

offensichtlichen Wert einer 

solchen Schule für die Bildung, 

ist eine humane Schule, in der 

Kinder aus allen Schichten und 

Kulturen, mit ihren unterschied-

lichen Begabungen einander 

begegnen und bereichern, ein 

Wert an sich. Ein vertikales, 

standespolitisches Schulsys-

tem, das für 10-jährige Kinder 

in der Entwicklungsphase der 

Vorpubeszenz  verfrüht Le-

bensentscheidungen trifft, ü-

bergeht hingegen die heutigen 

Ergebnisse der anthropologi-

schen Grundwissenschaften 

und gefährdet damit die Le-

benschancen der Heranwach-

senden im Wettstreit der Mit-

gliedsländer der Europäischen 

Union. Auch Peter Petersen 

blieb nicht bei einer Grundschu-

le mit 6 (oder gar 4!) Jahrgän-

gen stehen. Die sich in den 

letzten Jahren bereits wieder 

abzeichnende Tendenz, das 

Gymnasium als „Hort“ für die 

Kinder aus den „gehobenen“ 

Schichten zu betrachten, läuft 

allen bildungspolitischen Erklä-

rungen und Einsichten zuwider. 

Darum muss das überholte 

deutsche „Vier-Klassen-

Schulsystem“  in der Sekundar-

stufe I und II überwunden und 

den besseren europäischen 

Standards angeglichen werden! 

Ein bedeutendes Hindernis bei 

der umfassenden Beseitigung 

der alten Strukturen ist der 

                                                 

le, in: KINDERLEBEN 19, S. 46 –

53 
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gegenwärtige deutsche Födera-

lismus. Hier müsste durch die 

Schaffung wesentlich größerer 

Bundesländer und durch ver-

mehrte Kooperation zwischen 

diesen Ländern dafür gesorgt 

werden, dass die BRD An-

schluss an die  europäischen 

Schulentwicklung bekommt.  

 

Differenzierung in der 

Sekundarstufe  

 

Diese Phase soll zwei Zweige 

der Ausbildung bieten, nämlich 

eine berufs-WELT-orientierte 

(auch „berufsfeldorientierte“) 

Grundbildung und eine studien-

WELT-orientierte Grundbildung. 

Beide Phasen sind je nach 

Entwicklung der Schüler/innen 

„durchlässig“. Schon in der 

Sekundarstufe I gibt es eine 

solche inhaltsorientierte „Zwei-

zügigkeit“. In der Sekundarstufe 

I soll entsprechend der Ent-

wicklungsphase der Pubeszenz 

ein vielfältiger Kanon von (mög-

lichst unterschiedlichen) Fä-

chern mit unterschiedlichen 

„Fach“-aspekten angeboten 

werden, um den Jugendlichen 

das Herausfinden ihrer Bega-

bungsschwerpunkte zu ermög-

lichen. Alle schulisch geeigne-

ten Informationsmedien müs-

sen dabei  (auch methodisch!) 

zum „Einsatz“ kommen. Infor-

mationsverarbeitung und Infor-

mationsspeicherung (Ablage, 

Ordnungssysteme – Regale!) 

müssen kursorisch systema-

tisch vermittelt und trainiert 

werden. Da diese „labile“ Ent-

wicklungsphase im Sozialver-

halten, im Arbeits- und Leis-

tungsverhalten eine überlegt 

erzieherische Komponente 

erforderlich macht, müssen 

nicht nur die individuelle Ein-

zelarbeit, sondern auch die 

Partner- und Gruppenarbeit 

sowie die Kreisgespräche der 

Grundschule phasenspezifisch 

weitergeführt werden. In dieser 

wichtigen Entwicklungsphase 

muss auch, besonders in Klas-

se 9 und 10, die fächerüber-

greifende Projektarbeit der 

Grundschule zum Teil  - ge-

stützt von einem leistungsdiffe-

renzierten „Kurs-System“ – 

weitergeführt werden. Zwei 

Berufspraktika sollen die ver-

schiedenen Aufgaben- und 

Lebensfelder in der Welt der 

Arbeit veranschaulichen. 

Gleichzeitig soll ein qualifizier-

ter Fachunterricht mit den ent-

sprechenden Arbeitsformen 

den methodischen Rahmen 

beherrschen. Die  „fächerüber-

greifenden“ Projekte, in denen 

Teams von Fachlehrern (zum 

Beispiel Geographie, Geschich-

te, Mathematik, Sprache) ko-

operieren, dienen auch in die-

ser Entwicklungsphase der 

Orientierung der Jugendlichen 

in komplexen Ausschnitten aus 

ihrer Lebenswelt („Sinn-

Provinzen“ nach Popper) . Hier 

festigen sich in der Regel indi-

viduell unterschiedliche  „Welt- 

und Interessenbilder“. 

Am Ende der Klasse 10 sollte 

der Leistungsnachweis in den 

„Schwerpunkfächern“ durch 

entsprechende Prüfungsarbei-

ten einen „objektivierten“ Über-

gang in die nächste Schulstufe, 

die Sekundarstufe II, gewähr-

leisten.  

 

Sekundarstufe II für alle 

 

Für einen Teil der Jugendlichen 

wird als Sekundarstufe II eine 

berufsfeldorientierte Grundbil-

dung als „Lehre“ („duales Sys-

tem“) absolviert werden. Hier 

sind alle bisherigen Berufs-

schulen und Berufsfachschulen 

zu integrieren. Ziel ist die Ent-

wicklung eines schlüssigen 

Schulsystems mit Durchlässig-

keit und Übergängen zwischen 

den „Zügen“. Gleichzeitig bietet 

die Sekundarstufe II eine stu-

dienfeldorientierte Grundbil-

dung für ein Hochschulstudium. 

Entsprechend der Rechtsmün-

digkeit dieser Phase sind er-

wachsene „Begegnungsfor-

men“ und selbstverantwortetes 

Lernen in „freier Arbeit“ ange-

sagt, besonders in Ganztags-

schulen (vorhandenes Zeitvo-

lumen).  

Die „Klassenräume“ sind jetzt 

„Arbeitsstudios“ mit entspre-

chenden Ausrüstungen und 

Gestaltungen, und keine 

„Hör“säle! Fachräume sind für 

alle Fächeraktivitäten „fach“-

gerecht einzurichten (vgl. Dal-

ton-Plan). Hier ist nicht zuletzt 

an moderne Informationsme-

dien und Dokumentationen 

einschließlich fahrbarer Infor-

mationssäulen  zu denken. 

Die Form freier Arbeit ist kei-

neswegs nur Einzelarbeit; sie 

sollte ebenso als Partnerarbeit, 

Gruppenarbeit im Team und mit 

Kreisgesprächen (Diskussio-

nen!) zur Vorstellung oder Vor-

führung fertiger Arbeiten („Öf-

fentlichkeit!“) geeignet sein 

(Ausstellungen, Abendveran-

staltungen für Eltern und Gäs-

te!). Im Sinne von Peter Peter-

sen kann die systematische 

„Individualisierung“ der Erzie-

hungs- und Unterrichtsarbeit – 

klassenübergreifend – (in 

11/12) als Meister-Geselle-

Lehrlingsarbeit praktiziert wer-

den. Jeder Schüler führt für die 

„freie Arbeit“ ein Studienbuch 

mit den  bearbeiteten Themen, 

Angabe der Literatur, Begut-

achtung des Fachlehrers. Nach 

Fertigstellung eines Themas 

kann ein Schüler das Fach, das 

Projekt wechseln (Begabungs-

findung und –förderung). 

Die Sekundarstufe II kann Ende 

des 12. Schuljahres mit dem 

„Abitur“ („Studienreife“) abge-

schlossen werden.  

 

Neue Bewegung in der 

Bildungspolitik  

 

Die hier skizzierte umfassende 

Reform des deutschen Schul-

system ist bereits jetzt überfäl-

lig. Sie ist nicht nur organisato-

risch zu leisten, sondern immer 

auch pädagogisch zu begrün-

den und ausreichend mit Mit-

teln auszustatten. Gerade jetzt 

ist es dringlich, dass  sich alle 

Verantwortlichen Inspiration 

und unmittelbar übertragbares 

Wissen von den schulpolitisch 

fortgeschrittenen europäischen 

 

 

10 Kinderleben Heft 20: Dezember 2004 

 



Nachbarn holen („Lernen durch 

Besuchen“) – besonders von 

Holland und Belgien sowie den 

nordischen Staaten. Im Ergeb-

nis bekommen nicht nur die 

deutschen Schüler aller Alters-

klassen den richtigen Anschub 

„nach PISA“, es  wird auch eine 

einigermaßen problemlose 

Freizügigkeit von Schülern im 

neuen Europa gefördert. 

 

Die Aktualität der vorgetrage-

nen Gedanken zeigt, dass laut 

einer STERN-Umfrage nur 

noch 52 % der Deutschen am 

dreigliedrigen Schulsystem 

festhalten wollen. Der Pisa-

Beauftragte der Kultusminister-

konferenz (KMK) Hermann 

Lange sprach sich bei einer 

UNESCO-Konferenz für mehr 

gemeinsamen Unterricht von 

Schülern mit unterschiedlichem 

Leistungsniveau aus, verlangte 

die deutschlandweite Einfüh-

rung der sechsjährigen Grund-

schulzeit (wie sie schon lange 

in Berlin und Brandenburg be-

steht). Die in Deutschland bis-

her übliche Einstufung und 

Trennung der Schüler nach 

ihrem Leistungsniveau provo-

ziere nur schwer korrigierbare 

Fehleinschätzungen. Dass die 

Zeit für einen Wandel reif ist, 

zeigen auch die neueste Be-

schlüsse der für künftige Koali-

tionsbildungen in ihren Bundes-

ländern möglicherweise unent-

behrlichen GRÜNEN. Diese 

treten 2005 im Wahlkampf  der 

Bundesländer NRW und 

Schleswig-Holstein  mit der 

Forderung einer grundlegenden 

Reform des deutschen Schul-

systems an. Die Aufgliederung 

in Haupt und Realschule sowie  

Gymnasium soll nach dem 

erfolgreichen skandinavischen 

Vorbild zugunsten einer neun- 

oder zehnjährigen „Basisschu-

le“ für alle Kinder aufgehoben 

werden.

10

 Die schleswig-

holsteinische Ministerpräsiden-

tin Heide Simonis (SPD) unter-

stützt diese Absicht: „Vertrau-

                                                 

10 Berliner „Tagesspiegel“ vom 7. 

und 23.9.04 

en...muss wachsen und hat 

etwas mit Kontinuität zu tun. 

Deshalb haben wir den Vor-

schlag einer ‚Schule für alle’ 

gemacht, die ein gemeinsames 

Lernen bis Klasse 10 möglich 

macht.“

11

 Jürgen Baumert, 

Direktor des Max-Planck-

Instituts für Bildungsforschung 

und Mitverfasser der ersten 

PISA-Studie äußert sich in sei-

nem jüngst erschienenen Auf-

satz „Bildungsgang und Schul-

struktur“ deutlich genug zu den 

negativen Wirkungen  des heu-

tigen deutschen Schulsystems: 

Je früher man Kinder auf unter-

schiedliche Schulformen vertei-

le, desto kürzer werde das Zeit-

fenster, das für schulische Ein-

griffe zur Verfügung stehe, um 

‚herkunftsbedingte Leistungs-

unterschiede auszugleichen’.

12

 

Einen starken Verbündeten für 

den Umbau des gegenwärtigen 

Schulsystems finden wir in der 

Bildungsgewerkschaft GEW. 

Marianne Demmer, die Schul-

expertin des GEW-

Hauptvorstands, setzt sich in 

einem Leitartikel mit den Ent-

wicklungen und Ergebnissen 

der Bildungspolitik der Bundes-

länder „nach PISA“ auseinan-

der und kommt sehr schnell auf 

den größten Schwachpunkt der 

Umsetzungen der Reformmaß-

nahmen: An dem bildungspoli-

tisch überholten und damit 

zugleich sozial ungerechten 

deutschen Schulsystem wurde 

bisher nicht gerüttelt. „Die Kul-

tusminister meiden die Schul-

strukturdebatte wie der Teufel 

das Weihwasser“. Demmer 

fordert daher „eine schrittweise 

Umwandlung des bestehenden 

Systems in ein integriertes, 

leistungsfähiges und demokra-

tisches Schulsystem“. Wie un-

                                                 

11 H. Simonis, Länger gemeinsam 

lernen“ in: Erziehung und Wissen-

schaft (E&W). Zeitschrift der Bil-

dungsgewerkschaft GEW 11/2004, 

S.16 

12 Nach Helga Haas-Rietschel, 

Bonbons für die KMK. Eine „Er-

folgsstory“ aus Berlin, in: E&W, 

11/2004, S. 22 

längst in Frankreich solle nun 

auch in Deutschland eine große 

Debatte über die Zukunft der 

Schule stattfinden.

13

 Die GEW-

Zeitschrift druckt die Forderun-

gen einer von vielen bekannten 

Reformpädagogen als Erstun-

terzeichner unterstützten „Initia-

tive für eine neue Schule“ ab., 

die vom Pädagogischen Institut 

der evangelischen Kirche von 

Westfalen“ 

14

 ausgeht. Die 

Unterzeichner fordern eine 

öffentliche Diskussion „über die 

richtige Schule für die Zukunft 

unserer Gesellschaft“, die flä-

chendeckende Einführung der 

Ganztagsschule und das ge-

meinsame Lernen der Schüler 

bis zum Ende der Pflichtschul-

zeit.

15

 Karl-Heinz Reith, lang-

jähriger bildungspolitischer 

Korrespondent der dpa in Ber-

lin, sieht die Front der Verfech-

ter des „gegliederten Schulsys-

tems“ bröckeln, haben sich 

doch bereits die Vertreter des 

Handwerks in Baden-

Württemberg, der Bundesel-

ternbeirat, Teile des Schulaus-

schusses des Deutschen Städ-

tetags für eine Reform des 

Schulsystems ausgesprochen. 

Aber er glaubt nicht an eine 

Schulreform „von oben“. Weite-

re Verbündete für die neue 

Debatte müssen gesucht, und 

Druck muss gemacht werden - 

von unten.

16
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13 Marianne Demmer, Verdrängtes 

Kernproblem: soziale Ungerechtig-

keit, in: E&W 11/2004, S.(15-19)19.
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